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Satzung 
über die Erhebung von Friedhofsgebühren 

der Ortsgemeinde Lonsheim 
vom: 19.05.2026 

 
Der Gemeinderat hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) 
und § 8 Nr. 5 Bestattungsgesetz (BestG) sowie der §§ 2 Abs. 1, 7 und 8 des Kommunalabgaben-
gesetzes (KAG) folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 
 
 

 
INHALTSÜBERSICHT: 

§ 1 Allgemeines................................................................................................................................ 2 

§ 2 Gebührenschuldner ................................................................................................................... 2 

§ 3 Entstehung der Ansprüche und Fälligkeit .................................................................................. 2 

§ 4 Inkrafttreten .............................................................................................................................. 2 

Anlage zur Friedhofsgebührensatzung ........................................................................................... 3 

I. Reihengrabstätten .................................................................................................................... 7 

II. Gemischte Grabstätten ............................................................................................................ 7 

III. Verleihung von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten ............................................................ 7 

IV. Ausheben und Schließen der Gräber ....................................................................................... 8 

V. Abräumen von Grabstätten und Entsorgung der Grabanlagen ............................................... 8 

VI. Sonstige Gebühren ................................................................................................................... 9 



2  

§ 1 
Allgemeines 

(1) Für die Benutzung der Einrichtung des Friedhofswesens und ihrer Anlagen werden Benut-
zungsgebühren erhoben. Die Gebührensätze ergeben sich aus der Anlage zu dieser Satzung. 

(2) Sofern Grabfelder zur Ausbringung der Asche auf öffentlichen Flächen außerhalb des Fried-
hofs im Sinne des § 14 Abs. 2 Buchstabe e) der Friedhofssatzung eingerichtet werden, wer-
den für diese Sondernutzung Gebühren auf der Grundlage einer gesonderten Satzung erho-
ben. 

 
 

§ 2 
Gebührenschuldner 

Gebührenschuldner sind: 

1. bei Bestattungen die Personen, die nach § 13 Bestattungsgesetz (BestG) verantwortlich sind, 
und der Antragsteller, 

2. bei Umbettungen und Wiederbestattungen der Antragsteller. 
 
 

§ 3 
Entstehung der Ansprüche und Fälligkeit 

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der Inanspruchnahme der Leistungen nach der Friedhofs-
satzung, bei antragsabhängigen Leistungen mit der Antragstellung. 

(2) Die Gebühren werden innerhalb von 14 Tagen nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids 
fällig. 

 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren vom 07.08.2006        
außer Kraft. 

 
 

 
Lonsheim, den 29. Oktober 2026 
gez. Harald Denne 
Ortsbürgermeister 



3  

Anlage zur Friedhofsgebührensatzung 

Durch Artikel 12 des Gesetzes vom 02.11.2015 (BGBl. 2015 I S. 1834) wurden durch Einfügung 
des § 2b UStG die Regelungen zur Unternehmereigenschaft von juristischen Personen des öffent-
lichen Rechts (jPöR) neu gefasst. In diesem Kontext hat sich auch eine Reihe von Anwendungs-
fragen im Zusammenhang mit Friedhöfen in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft ergeben. 

Vor dem Hintergrund der Einführung des § 2b Umsatzsteuergesetz (UStG) ist die jeweilige Be-
steuerung der jPöR bei der Preisgestaltung zu berücksichtigen. Grundsätzlich werden ab dem 
01.01.2027 alle juristischen Personen nach § 2 UStG (Unternehmer) beurteilt. Im Rahmen der 
Besteuerung ist die Kleinunternehmerregelung nach § 19 UStG möglich. Sofern hiervon Gebrauch 
gemacht werden kann, sind die Umsätze steuerfrei und es sind keine weiteren Voraussetzungen 
an die Preisgestaltung geknüpft. 

Sofern die jPöR als Regelunternehmer nach § 2 Abs. 1 UStG einzustufen ist, müssen die Vorgaben 
des Bundesministeriums der Finanzen aus dem sog. BMF-Schreiben vom 23.11.2020 (Az. III C 2 - 
S 7107/19/10004 :008 BStBl 2020 I S. 1335) „Anwendungsfragen des § 2b UStG in Zusammenhang 
mit dem Friedhofs- und Bestattungswesen“ zu beachten. Der Inhalt dieses Schreibens ist 
nachfolgend auszugsweise dargestellt. 

Erbringen jPöR im Bereich des Friedhofs- und Bestattungswesens Leistungen gegen Entgelt, liegt 
ein Leistungsaustausch im umsatzsteuerlichen Sinn und damit eine unternehmerische Tätigkeit 
nach § 2 Abs. 1 UStG vor. Werden Leistungen auf der Grundlage einer öffentlich-rechtlichen Sat-
zung in öffentlich-rechtlicher Handlungsform erbracht, ist der Anwendungsbereich des § 2b Abs. 
1 Satz 1 UStG eröffnet, so dass zu prüfen ist, ob die Behandlung der jPöR als Nichtunternehmer 
zu größeren Wettbewerbsverzerrungen im Sinne des § 2b Abs. 1 Satz 2 UStG führen würde (siehe 
hierzu auch das BMF-Schreiben vom 16. Dezember 2016 – BStBl. 2016 I S. 1451, Randziffern 8 
und 22). Verzerrungen des Wettbewerbs können nur stattfinden, wenn Wettbewerb besteht. 
Dies setzt voraus, dass die von einer jPöR auf öffentlich-rechtlicher Grundlage erbrachte Leistung 
gleicher Art auch von einem privaten Unternehmer erbracht werden könnte. Zwei Leistungen 
sind dann gleichartig und stehen deshalb in einem Wettbewerbsverhältnis, wenn sie aus der Sicht 
des Durchschnittsverbrauchers dieselben Bedürfnisse befriedigen. 

 
1. Grabnutzungsberechtigungen/Liegerecht/Recht zur Beisetzung 

Die Einräumung von Grabnutzungsberechtigungen, Liegerechten und Rechten zur Beisetzung ei-
nes Sarges oder einer Urne sowie zur Leichentuchbestattung, die darin bestehen, eine räumlich 
abgrenzbare, individualisierte Parzelle unter Ausschluss Dritter nutzen zu können (regelmäßig z. 
B. bei Urnennischen oder Kolumbarien, Reihen- und Wahlgrabstätten), ist bei Leistungserbrin-
gung durch private Anbieter als Vermietung von Grundstücken nach § 4 Nr. 12 Satz 1 Buchstabe 
a UStG umsatzsteuerfrei, unabhängig davon, ob es sich um Erd- oder Feuerbestattungen handelt. 

Wird hingegen keine räumlich abgrenzbare, individualisierte Parzelle zur Nutzung unter Aus-
schluss Dritter überlassen, kommt eine Steuerfreiheit dieser Leistung nach § 4 Nr. 12 Satz 1 Buch-
stabe a UStG bei privaten Anbietern nicht in Betracht. Derartige Leistungen werden von jPöR 
unternehmerisch ausgeführt und unterliegen der Umsatzbesteuerung, wenn sie auch von Priva-
ten erbracht werden können und die Wettbewerbsgrenze nach § 2b Abs. 2 Nr. 1 UStG überschrit- 
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ten wird. Insbesondere folgende mit der Einräumung von Grabnutzungsberechtigungen, von Lie-
gerechten bzw. dem Recht zur Beisetzung einhergehende Leistungen sind unselbstständige Ne-
benleistungen im Sinne des Abschnitts 3.10 Abs. 5 UStAE, die das Schicksal der Hauptleistung 
teilen: 

 Bestattungsleistungen, z. B. das Ausheben und Verfüllen der Grabstelle, das Auskleiden des 
Grabes mit Matten, das Absenken des Sargs oder der Leiche bei Leichentuchbestattung, die 
Entsorgung von Kränzen und Blumen, 

 die Pflege und Instandhaltung von Friedhofsanlagen (z. B. Wege, Hecken, Grünanlagen), die 
dem Friedhofsträger vorbehalten sind und für die häufig eine Friedhofsunterhaltungsge-
bühr erhoben wird, 

 die Grabpflegeleistungen, die sich der Friedhofsträger vorbehält, um ein einheitliches Ge-
staltungsbild der Grabanlage (bei Gemeinschaftsgrabanlagen/ Gräberfeldern) sicherzustel-
len, 

 Gebühren für die Genehmigung zum Aufstellen von Grabmalen und Einfassungen, 

 die Erstellung der Graburkunde, 

 der Leichentransport innerhalb des Friedhofs, 

 Gebühren für die Befreiung von bestimmten Verpflichtungen in Ausnahmefällen. 

Ob in der jeweiligen Friedhofssatzung hierfür gesonderte Gebühren vorgesehen sind, ist für eine 
steuerliche Beurteilung nicht erheblich. 

Dies gilt auch für solche Leistungen in Zusammenhang mit einer Verlängerung der Grabnutzungs-
berechtigung bei einer weiteren Beisetzung in eine bestehende Grabparzelle. Sollte dabei keine 
Verlängerung der Grabnutzungsberechtigung vereinbart werden, ist nicht von unselbstständigen 
Nebenleistungen auszugehen, sondern sind die Leistungen nach den allgemeinen Regeln zu be-
urteilen. 

Insbesondere folgende Leistungen sind als eigenständige Leistungen zu beurteilen: 

 die Grabpflegeleistungen an individuellen, räumlich abgegrenzten Grabstätten, 

 das Aufstellen von Grabsteinen und das Setzen der Grabeinfassung. 

 
2. Aufbewahrung von Leichen in Kühlräumen oder Kühlzellen sowie Benutzung von Feier-

hallen, Friedhofskapellen und Abschiedsräumen 

Werden Leichen in Kühlräumen oder Kühlzellen aufbewahrt und werden Räumlichkeiten insbe-
sondere zur Abhaltung von Trauerfeiern zur Nutzung überlassen, handelt es sich hierbei jeweils 
grundsätzlich um eigenständige Leistungen. 

Insbesondere folgende mit der Überlassung der o.g. Räumlichkeiten sowie von Kühlräumen und 
gekühlten Leichenzellen zur Aufbewahrung von Leichen einhergehende Leistungen sind, sofern 
sie als Gebühr erhoben werden, unselbstständige Nebenleistungen im Sinne des Abschnitts 3.10 
Abs. 5 UStAE, die das Schicksal der Hauptleistung teilen: 

 die Reinigung der Räumlichkeiten, 



5  

 die Beleuchtung sowie Heizung, 

 die Bereitstellung von Tonanlagen bzw. Orgel, 

 die Mitüberlassung von Einrichtungsgegenständen zur würdevollen Aufbahrung des Leich-
nams wie Kerzenständer samt Kerzen, Kreuze, Kruzifixe und Weihwasserbehälter, 

 die hygienische Totenversorgung durch die dafür zuständige Person sowie 

 die Entsorgung von Kränzen und Blumen. 

Ob in der jeweiligen Friedhofssatzung hierfür gesonderte Gebühren vorgesehen sind, ist für eine 
steuerliche Beurteilung nicht erheblich. 

 
2.1. Feierhallen, Friedhofskapellen und Abschiedsräume 

Die Überlassung von Räumlichkeiten wie Feierhallen, Friedhofskapellen und Abschiedsräumen 
nebst Einrichtungsgegenständen insbesondere zur Abhaltung von Trauerfeiern stellt bei privaten 
Wirtschaftsteilnehmern in der Regel eine umsatzsteuerfreie Leistung nach § 4 Nr. 12 Satz 1 Buch-
stabe a UStG dar, bei der eine Option zur Steuerpflicht wegen der nichtunternehmerischen 
Zweckbestimmung faktisch ausgeschlossen ist (§ 9 UStG). Werden vergleichbare Leistungen 
durch jPöR erbracht, werden die jPöR insoweit unter Beachtung des § 2b Abs. 1 Satz 2 UStG nicht 
unternehmerisch tätig. Werden über die Nutzungsüberlassung hinausgehende Leistungen er-
bracht, die für eine dann einheitliche Leistung prägend sind, ist die Überlassung der Räumlichkei-
ten umsatzsteuerpflichtig. 

 
2.2. Aufbewahrung von Leichen in Kühlräumen oder Kühlzellen 

Die Überlassung von Kühlräumen und gekühlten Leichenzellen zur Aufbewahrung von Leichen 
kann auch eine nach § 4 Nr. 12 Satz 1 Buchstabe a UStG umsatzsteuerfreie Leistung sein, für die 
wegen der nichtunternehmerischen Zweckbestimmung keine Option möglich ist (§ 9 UStG). JPöR 
werden insoweit mit der Erbringung dieser Leistungen unter Beachtung des § 2b Abs. 1 Satz 2 
UStG nicht unternehmerisch tätig. Werden über die Nutzungsüberlassung hinausgehende Leis-
tungen erbracht, die für eine dann einheitliche Leistung prägend sind, ist die Überlassung um-
satzsteuerpflichtig. 

 
3. Bestattungsleistungen im Zusammenhang mit bereits bestehenden Grabstätten (z. B. 

Umbettungen, Abräumen von Gräbern, Nachbestattungen ohne Verlängerung des Nut-
zungsrechts) 

Bei (Bestattungs-)Leistungen im Zusammenhang mit bereits bestehenden Grabstätten (z. B. Um-
bettungen, Abräumen) handelt es sich regelmäßig um selbständige Leistungen. Mit derartigen 
Leistungen treten jPöR nicht in Wettbewerb zu privaten Wirtschaftsteilnehmern, wenn diese 
Leistungen durch die für den Friedhof, auf dem sich die Grabstätte befindet, geltende Friedhofs-
satzung der den Friedhof betreibenden jPöR Vorbehalten ist. Können die Leistungen nach der 
Friedhofssatzung auch durch private Wirtschaftsteilnehmer erbracht werden, wird die jPöR mit 
der Erbringung dieser Leistungen unternehmerisch tätig, wenn die Wettbewerbsgrenze nach 
§ 2b Abs. 2 Nr. 1 UStG überschritten wird. 
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Der Betrieb eines Leichenhauses ist in der Regel jedoch auch durch private Anbieter möglich. Bei 
der Überlassung eines Leichenhauses sind Wettbewerbsverzerrungen allerdings zu verneinen, da 
hier nach dem Gedanken des § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG vergleichbare auf privatrechtlicher Grundlage 
erbrachte Leistungen privater Anbieter ohne Recht auf Verzicht nach § 9 UStG (Option) der Be-
freiung gemäß § 4 Nr. 12 Satz 1 Buchstabe a UStG unterliegen würden. Eine Option nach § 9 UStG 
ist auch hier nicht möglich, weil der Betreiber des Leichenhauses aufgrund der Verwendung für 
umsatzsteuerfreie Leistungen nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. 

Die Leistungen der Kommune an insbesondere die Personen, die nach den Bestattungsgesetzen 
der Länder verpflichtet sind, erfolgen stets für den nichtunternehmerischen Bereich. Daher ist 
auch hier faktisch kein Verzicht auf die Steuerbefreiung möglich. 
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I. Reihengrabstätten 

Überlassung einer Reihengrabstätte an Berechtigte nach § 2 der Friedhofssatzung für 

1. Erdbestattungen nach § 13 der Friedhofssatzung für Verstorbene 

a) bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 250,00 Euro 

b) vom vollendeten 5. Lebensjahr ab 500,00 Euro 

2. für Urnenbestattungen nach § 13 der Friedhofssatzung 300,00 Euro 

3. eine Rasengrabstätte nach § 17 der Friedhofsatzung 600,00 Euro 
 
 
II. Gemischte Grabstätten 

Verleihung eines Nutzungsrechts nach § 13a der Friedhofsatzung an Berechtigte 
nach § 2 der Friedhofssatzung 150,00 Euro 

 
 
III. Wahlgrabstätten 

1. Verleihung des Nutzungsrechts an Berechtigte nach § 2 der Friedhofssatzung für eine 

a) Wahlgrabstätte für Erdbestattung je Grabstelle 850,00 Euro 

b) Wahlgrabstätte für Urnenbestattungen je Grabstelle 450,00 Euro 

c) Wahlgrabstätte für Urnenbestattungen in der Urnenwand 
je Urnenkammer 900,00 Euro 

d) Rasengrabstätte nach § 17 Abs.1 der Friedhofsatzung je Grabstelle 1.000,00 Euro 

2. Verlängerung des Nutzungsrechts nach § 14 Abs. 5 der Friedhofsatzung bei späteren Bei-
setzungen für jedes volle Jahr 

a) Wahlgrabstätten für Erdbestattung je Grabstelle 28,33 Euro 

b) Wahlgrabstätte für Urnenbestattungen je Grabstelle 15,00 Euro 

c) Wahlgrabstätte für Urnenbestattungen in der Urnenwand 
je Urnenkammer 30,00 €uro 

d) Rasengrabstätte je Grabstelle 33,33 Euro 

3. Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach § 14 Abs. 6 der Friedhofsatzung 

a) Wahlgrabstätte für Erdbestattung je Grabstelle 85,00 Euro 

b) Wahlgrabstätte für Urnenbestattungen je Grabstelle 45,00 Euro 

c) Wahlgrabstätte für Urnenbestattungen in der Urnenwand 
je Urnenkammer 90,00 €uro 

d) Rasengrabstätte je Grabstelle 100,00 Euro 
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IV. Ausheben und Schließen der Gräber 

1. Die Gebühr für die Herrichtung eines Erdgrabes beträgt für Verstorbene 

1.1 bis zum vollendeten 5. Lebensjahr (Kindergrab) 
Länge 1,20m, Breite 0,60m, Tiefe 1,80m 

1.1.1 maschinell 238,00 Euro 

1.1.2 manuell 297,50 Euro 

1.2 ab dem vollendeten 5. Lebensjahr 

1.2.1 bei einem Einfachgrab 
Länge zwischen 2,00 und 2,40m, Breite 1,00m, Tiefe 1,80m 

1.2.1.1 maschinell 273,70 Euro 

1.2.1.2 manuell 357,00 Euro 

1.2.2 bei einem Tiefgrab 

1.2.2.1 maschinell 357,00 Euro 

1.2.2.2 manuell 476,00 Euro 

2. Herrichtung eines Urnengrabes 
Länge 0,50m, Breite 0,50m, Tiefe 0,80m 142,80 Euro 

3. Zuschlag zu den Nr. 1 und 2 für Bestattungen an Samstagen 
und bei verspäteter Meldung (weniger als 2 Werktage) 50 % 

4. Mit den Gebühren nach Nr. und Nr. 2 sind abgegolten: 
- Öffnen und ggf. Abdecken des Grabes 
- Grabaufbau inkl. Erdcontainer sowie Stellung von Lattenrosten, 

Grasmatten, Dielen 
- Schließen und Hügeln des Grabes im unmittelbaren Anschluss der 

Beerdigung, sobald die Beerdigungsgäste den Friedhof verlassen 
haben 

- Transport des Grabschmuckes zum Grab und arrangieren 
auf dem Grab 

5. Die Gebühr für eine Umbettung beträgt 773,50 Euro 
6. Pauschale für sonstige Materialien, wie z.B. Eimer, Schaufel, etc. 23,80 Euro 
7. Stundensatz bei unvorhersehbarer Mehrarbeit (insb. Stemm- 

Arbeiten bei Beton- oder Steinvorkommen, stark gefrorener Boden) 53,55 Euro 
 
V. Abräumen von Grabstätten und Entsorgung der Grabanlagen 

1. Reihengrabstätte 

1.1 für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 200,00 Euro 

1.2 für Verstorbene ab dem vollendeten 5. Lebensjahr 300,00 Euro 

2. einstellige Wahlgrabstätte 300,00 Euro 

3. mehrstellige Wahlgrabstätte die Gebühr nach Nr. 2 zzgl. je 
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weitere Grabstelle 100,00 Euro 

4. einstellige Urnenwahlgrabstätte 200,00 Euro 

5. mehrstellige Urnenwahlgrabstätte die Gebühr nach Nr. 4 zzgl. 
je weitere Grabstelle 100,00 Euro 

6. Die Gebühren nach Nrn. 1 bis 5 werden mit der Antragstellung für 
die Erteilung der Genehmigung zur Errichtung von Grabmalen, 
Einfassungen und sonstigen baulichen Anlagen fällig. Sollte zum Zeit-
punkt der Verlängerung bzw. der Wiederverleihung von Nutzungs- 
rechten an Grabstätten noch keine Abräumgebühr nach den Nrn. 1 bis 5 
erhoben worden sein, so wird die Abräumgebühr mit Antragstellung 
auf Verlängerung bzw. Wiederverleihung des Nutzungsrechts fällig. 

 
VI. Sonstige Gebühren 

1. Benutzung der Aussegnungshalle einschl. Reinigung 100,00 Euro 

2. Bereithaltung und Verlegung von Gehwegplatten 

2.1 für eine Grabstelle 300,00 Euro 

2.2 für zwei Grabstellen 400,00 Euro 

3. Genehmigung zur Errichtung von Grabmalen, Gedenk- 
platten und dgl. 30,00 Euro 

4. Genehmigung von Grababdeckplatten 30,00 Euro 

 

 
Hinweis auf § 24 Abs. 6 GemO: 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder 
aufgrund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als 
von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn 
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder 

die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,  

oder 
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder 

jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der 
Verbandsgemeindeverwaltung unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung 
begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in 
Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 

 


